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II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten. 


RdErl. d. FM., zugl. in N. d. Min Präſ. u. aller Staatsminiſter, vom 12. Januar 1926, 
Nr. IIC 106 1, betr, Verwaltungsgebühren. 


Durch Art. IV des Geſetzes zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichgeſetze vom 27. November 1925 (GS. S. 162) hat der § 2 des Geſetzes 
über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 (GS. S. 455) mit Wirkung 
für die nach dem 1. Januar 1926 eingehenden Beträge folgende Faſſung erhalten: 

Die Beſtimmung des §1 gilt auch für die kraft ſtaatlichen Auftrags vorgenommenen 
Amtshandlungen von nichtſtaatlichen Organen mit der Maßgabe, daß die hierfür erhobenen 
Gebühren in die Kaſſe derjenigen Stelle fließen, deren Organe die gebührenpflichtige Amts⸗ 
handlung vorgenommen hat. 

Danach werden die Verwaltungsgebühren für Auftrags handlungen, die bisher dem 
Staate zur Hälfte zufloſſen, allgemein in voller Höhe den Kaſſen derjenigen Stellen über⸗ 
wieſen, deren Organe gebührenpflichtige Amtshandlungen vorgenommen haben, d. h. alſo 
im weſentlichen den Kaſſen der Gemeinden und Gemeindeverbände. Ich ordne daher an, 
daß Vordrucke und dergl. an nichtſtaatliche Stellen nur gegen Erſtattung der Unkoſten 
abzugeben find, ſoweit nicht in Reichs⸗ oder Landes geſetzen etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 


An alle Staatsbehörden. 


lebend. 
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Erl. d. M. f. H. vom 19. Februar 1926 Nr. II a 907, betr. Auskunftserteilung ſeitens 
der Finanzämter an die Induſtrie⸗ und Handelskammern. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 5. Februar 1926 — IIa 389 —. 

Abdruck eines Erlaſſes des Herrn Reichsminiſters der Finanzen an die Herren Prä⸗ 
ſidenten der Landesfinanzämter vom 6. Februar 1926 — III R 20 624 —, den ich im 
Miniſterialblatt meiner Verwaltung veröffentlichen werde, überſende ich ergebenſt zur ge⸗ 
fälligen Kenntnis. Wie mir der Herr Reichsminiſter der Finanzen mitgeteilt hat, bedauert 
er, dem Antrage über die in Ziff. II ſeines obenbezeichneten Erlaſſes enthaltene Regelung 
hinaus nicht entſprechen zu können. Er vermag insbeſondere nicht, eine Anweiſung an die 
Finanzämter dahin ergehen zu laſſen, den Induſtrie- und Handelskammern Auskünfte über 
ſteuerliche Verhältniſſe von Unternehmungen in allen Fällen zu geben, deren Bedeutung 
für die Allgemeinheit außer Frage ſteht. Er muß ſich vielmehr von Fall zu Fall die 
Prüfung vorbehalten, ob ein zwingendes öffentliches Intereſſe an der Auskunft im Sinne 
ſeines Runderlaſſes vom 9. November 1923 — III D 2602 — gegeben ift. 

e emen 
An den Landesausſchuß der Preußiſchen Induſtrie⸗ und Handelskammern. 
Abſchrift. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. Berlin, den 6. Februar 1926. 
Betrifft Auskunftserteilung der Finanzämter bei Eintragungen 
\ in das Handelsregiſter. 

J. Der Preußiſche Herr Finanzminiſter hat im Benehmen mit dem Preußiſchen Herrn 
Juſtizminiſter beantragt, den mit der Führung der Handelsregiſter in Preußen beauftragten 
Behörden für Zwecke der Gebührenberechnung Auskunft über den Gewerbeertrag bezw. das 
Gewerbekapital der in Frage kommenden Firmen zu erteilen. Ich erſuche, entſprechenden 
Anträgen dieſer Behörden ſtattzugeben. Der Preußiſche Herr Juſtizminiſter wird, um die 
unbefugte Verwertung derartiger Auskünfte auszuſchließen, Anordnung dahin treffen, daß 
die Auskünfte von jeder Regiſterabteilung zu einem Sammelheft genommen werden, und 
daß dieſes Heft weder anderen behördlichen Stellen noch dem die Akten einſehenden 
Publikum zugänglich gemacht wird. 

II. Außer für die Zwecke der Gebührenberechnung iſt den Regiſtergerichten in Preußen 
Auskunft über die ſteuerlichen Verhältniſſe von Kaufleuten oder Unternehmungen, insbe⸗ 
ſondere auf dem Gebiete der Gewerbe⸗ und Umſatzſteuer zu erteilen, ſoweit ſie dieſe Aus⸗ 
kunft zur Verhütung unrichtiger Eintragungen in das Handelsregiſter ſowie zur Berichtigung 
und Vervollſtändigung der Handelsregiſter benötigen. In Einzelfällen kann auch den 
Induſtrie⸗ und Handelskammern dieſe Auskunft gegeben werden, ſoweit dieſe nachweislich 
von den Regiſtergerichten um gutachtliche Außerung erſucht worden find (zu vgl. 8 126 
FGG. und 83 der Allgemeinen Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters über die Führung 
des Handelsregiſters vom 7. November 1899 — JMBl. S. 313 —). 


III R 20 624. J. A.: (Unterſchrift.) 
An die Herren Präſidenten der Landesfinanzämter. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. vom 10. Februar 1926 Nr. IIb 1378, betr. Zulaſſung von Schuld⸗ 
verſchreibungen der Realkreditinſtitute zum Börſenhandel. 

Der Sonderausſchuß für Hypothekenbankweſen beim Centralverband des Deutſchen 
Bank⸗ und Bankiergewerbes (E. V.) hat die ihm angehörenden Hypothekenbanken auf- 
gefordert, zwecks Verbilligung des Grundkredits bei ihrer weiteren Emiſſionstätigkeit nicht 
über den Zinsſatz von 8% für ihre Pfandbriefe und Obligationen hinauszugehen. Die 
gleiche Anregung hat der genannte Verband an die ihm nicht angehörenden Hypotheken⸗ 
banken und an den Verband deutſcher öffentlich⸗rechtlicher Kreditanſtalten E. V. gerichtet. 
Es iſt daher zu erwarten, daß ſämtliche in Frage kommenden Realkreditinſtitute künftig 
die Emiſſion von neuen 10% sigen Schuldverſchreibungen einſtellen und ſich auf den Höchit- 
zinsſatz von 8% beſchränken werden. 
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Die Herren Minifter für Volkswohlfahrt und für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten haben gleichfalls zu dieſem Vorgehen die ihrer Aufſicht unterſtehenden Realkredit⸗ 
inſtitute aufgefordert. In gleicher Richtung laufen die Beſtrebungen des Herrn Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters, der alle Landesregierungen erſucht hat, auf eine Senkung des Zins⸗ 
fußes der Schuldverſchreibungen der Realkreditinſtitute hinzuwirken. 

Auf Grund von § 36 Abſ. 30 des Börſengeſetzes und § 14 Ziff. 2 der Bekannt⸗ 
machung, betreffend die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel vom 4. Juli 1910 
ſind die Zulaſſungsſtellen in der Lage, den Maßnahmen der genannten Stellen den 
nötigen Nachdruck zu verleihen und zu verhindern, daß etwa vereinzelte Realkreditinſtitute 
im Gegenſatz zu der Mehrzahl an dem über 8°), verzinslichen Typ feſthalten und ſich 
dadurch den gemeinſamen Bemühungen zur Verbilligung des Grundkredits entgegenſtellen. 
Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß der Kurs der 10% igen Emiſſionen nur in 
beſchränktem Maße zeitweilig über pari ſteigen kann; es iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß 
ein Angebot von 10% igen Schuldverſchreibungen den Kurs der zu 8%, und niedriger 
verzinslichen Schuldverſchreibungen drücken und ihre Annäherung an den Pariſtand 
erſchweren würde. Das Beſtreben, dem Realkredit zu erträglichen Bedingungen nach 
Möglichkeit Sparkapital zuzuleiten, würde deshalb durch die Weiterausgabe 10% iger 
Pfandbriefe behindert werden. Auch muß eine Verzinſung von 10% für den Pfandbrief- 
beſitzer — ich verweiſe dabei auf die Herabſetzung des Reichsbankdiskonts — als gegen⸗ 
wärtig zu hoch angeſehen werden, vor allem erſcheint ein Zinsſatz von 10% zuzüglich der 
den Hypothekenbankſchuldner treffenden üblichen Zuſatzbelaſtung ſowohl für den ländlichen 
als auch für den ſtädtiſchen Grundbeſitz auf die Dauer als unerträglich. Auch muß mit 
Rückwirkungen der inländiſchen Zinsbedingungen, insbeſondere des Börſenkurſes 10% iger 
Pfandbriefe auf die Bedingungen für die Unterbringung deutſcher Anleihen im Auslande 
gerechnet werden. Bei der derzeitigen Lage gilt das bezüglich der 10% igen Pfandbriefe 
Geſagte entſprechend für alle Schuldverſchreibungen von Realkreditinſtituten mit einem 
Zinsſatz von über 8 %. Die weitere Ausgabe von Schuldverſchreibungen der Realkredit⸗ 
inſtitute mit einem Zinsſatz von über 8 % erſcheint daher geeignet, erhebliche allgemeine 
Intereſſen zu ſchädigen (vgl. $ 36 Abſ. 36 des Börſengeſetzes, § 14 Ziff. 2 der Bekannt⸗ 
machung vom 4. Juli 1910). 

Aus dieſen wichtigen wirtſchaftlichen Bedenken hat die Zulaſſungsſtelle an der Börſe 
zu Berlin kürzlich den Antrag eines Realkreditinſtituts auf Zulaſſung einer weiteren 
10% igen Emiſſion zurückgeſtellt und zunächſt dem Realkreditinſtitut anheimgeſtellt, den 
Zinsſatz auf 8% herabzuſetzen oder darzulegen, ob die mit der Emiſſion verbundenen 
Transaktionen bereits ſo weit vorgeſchritten ſeien, daß eine Herabſetzung des Zinsfußes 
für dieſe Emiſſion — ganz oder teilweiſe — nicht mehr möglich erſcheint. Die Berliner 
Zulaſſungsſtelle beabſichtigt demnach, in Zukunft 10%, ige Emiſſionen der Realkreditinſtitute 
nicht mehr zuzulaſſen und lediglich als Übergangsmaßnahme unumgänglich erſcheinende 
Ausnahmen zu machen. 

Ich erſuche die Zulaſſungsſtelle, ſich auf Grund der angeführten Geſetzesbeſtimmungen 
dieſer Praxis anzuſchließen und Emiſſionen von Realkreditinſtituten mit einem höheren 
Zinsfuße als 8% nur noch während einer kurzen Übergangszeit ausnahmsweiſe zuzulaſſen, 
wenn eine Herabſetzung des Zinsfußes der Emiſſion oder eines Teiles der Emiſſion, für 
die die Zulaſſung beankragt wird, für das Realkreditinſtitut aus rechtlichen oder tatſächlichen 
Gründen nicht mehr möglich erſcheint. 

Dr. Schreiber. 


An die Zulaſſungsſtelle für Wertpapiere an der Börſe in a) Königsberg i/Pr., b) Breslau, 
c) Stettin, d) Magdeburg, e) Hannover, k) Frankfurt a/ M., g) Köln, h) Düſſeldorf, i) Eſſen. 


Kleinhandel mit Branntwein. 

In Übereinſtimmung mit der in der Entſcheidung des preußiſchen Kammergerichts 
vom 11. Februar 1907 (Gewerbearchiv Band 6 S. 587) vertretenen Auffaſſung ſind auch 
wir der Meinung, daß Kleinhandel mit Branntwein nicht vorliegt, wenn die auf einmal 
abgeſetzte Menge mindeſtens 5 Liter beträgt, aber in mehreren Gefäßen enthalten iſt. Dies 
geht ſchon aus dem Wortlaut der Ziffer 45 Abſ. 2 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbe— 
ordnung in der Faſſung des Erlaſſes vom 28. Juni 1924 (HM Bl. S. 228) hervor, da 
Flaſchen von mindeſtens 5 Liter Inhalt beim Vertrieb von Vranntwein nicht verwendet 
zu werden pflegen. 

III 971 M. f. H. — II E 100 M. d. J. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Übergangsbeſtimmung zur Verordnung über Rheinſchifferpatente. 


Auf Grund des Artikels 2 des Reichsgeſetzes vom 16. April 1925 wegen der Ver⸗ 
einbarung über die Erteilung von Rheinſchifferpatenten (RGBl. II. S. 147) und des § 15 
des Geſetzes vom 17. März 1870 (GS. S. 187) beſtimme ich in weiterer Ergänzung der 
Verordnung über Rheinſchifferpatente vom 30. Juli 1925 (HMBl. S. 197 ff.) was folgt: 

1. Den Patentbewerbern, die im Laufe des Jahres 1926 die Abgangsprüfung der 
im Jahre 1924 in Antwerpen gegründeten Rheinſchifferſchule beſtehen, wird das 
Recht auf Aushändigung eines Patents zu den in der Vereinbarung vom 
4. Juni 1898 vorgeſehenen Bedingungen zugebilligt, auch wenn ſie das 23. 
bzw. 25. Lebensjahr nicht vollendet haben. 

2. Vorſtehende Übergangsbeſtimmung tritt ſofort in Kraft. 


Berlin, den 11. Februar 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Nass) J. A.: Jaques. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Der deutſche Normenausſchuß. 

Der Normenausſchuß gibt auf ſeinen Meſſeausſtellungen allen an Normungsfragen 
Intereſſierten Gelegenheit, ſich über den Stand der Normungsarbeiten durch Einſicht der 
Veröffentlichungen zu unterrichten und ſchwebende Fragen durch perſönliche Ausſprache 
mit den Vertretern des Normenausſchuſſes zu klären. Die diesjährige Leipziger Meß⸗ 
ausſtellung des Normenausſchuſſes in Halle 9, Stand 667, bietet jedem die Möglichkeit, 
ſich von den Vorteilen zu überzeugen, die wichtige Zweige des Maſchinenbaues in den 
letzten Jahren durch die Normung erreicht haben. Gleichzeitig wird den Beſuchern Ge⸗ 
legenheit gegeben, ſich auch über die Arbeiten aller übrigen Körperſchaften zu unterrichten, 
die ebenfalls auf Förderung des wirtſchaftlichen Arbeitens in der Induſtrie hinzielen 
und dies teils durch muſtergültige Lehrmittel, teils durch Anleitungen und Hilfsmittel für 
den Betrieb erreichen wollen. 

e ile 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 31. Januar 1926 Nr. III 913/16 209, betr. Teilnahme der Aufſichts⸗ 
behörden an den Verſammlungen der Dampfkeſſelüberwachungsvereine. 

Nach Ziffer 5 Abſ. 3 der Geſchäftsanweiſung für die Dampfkeſſelüberwachungsvereine 
vom 12. März 1900 (HM Bl. 1906 S. 177) haben die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereine das Recht, „den Hauptverſammlungen der Mitglieder des Vereins, 
ſeines Vorſtandes und etwaiger beſonderer Ausſchüſſe beizuwohnen. Der Zeitpunkt und 
die Tagesordnung dieſer Verſammlungen ſind dem Regierungspräſidenten regelmäßig 
rechtzeitig mitzuteilen.“ 

Von einem Verein iſt bisher die Aufſichtsbehörde nur zu ſolchen Haupt verſamm⸗ 
jungen eingeladen worden, in denen Beſchlüſſe über die amtliche Tätigkeit des Vereins 
gefaßt werden ſollten, nicht aber dann, wenn es ſich um andere Vereinsangelegenheiten 
handelte, z. B. die Vermögensverwaltung, die Feſtſetzung der Vereinsbeiträge und ähnliches 
(vgl. Jäger, Dampfkeſſel, 4. Aufl. 1920, S. 377 Anm. 1 Abſ. 2 zu § 4 der Keſſelanweiſung). 
In dieſem Zuſammenhange iſt die Frage geſtellt worden, ob die Vereine die Aufſichts⸗ 
behörden außer von den Haupt verſammlungen auch von anderen Verſammlungen zur 
Ermöglichung der Teilnahme benachrichtigen müſſen, auf denen insbeſondere keine „Beſchlüſſe“ 
gefaßt werden, ſondern nur „Vorbeſprechungen“ ſtattfinden ſollen. Ich bemerke hierzu 
folgendes: Unter Hauptverſammlungen im Sinne des § 5 Abſ. 3 der Geſchäftsanweiſung 
für die Dampfkeſſelüberwachungsvereine find alle Verſammlungen des Vereins, des Vor- 
ſtandes oder etwaiger beſonderer Ausſchüſſe zu verſtehen, an denen ſich je nach der Art 
der Verſammlungen ſämtliche Vereins-, Vorſtands⸗ oder Ausſchußmitglieder ſtimmberechtigt 
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beteiligen können. Die Bezeichnung diefer Verſammlungen in den Satzungen, Geſchäfts⸗ 
ordnungen oder Einladungen iſt für die Entſcheidung der vorliegenden Frage gleichgültig. 
Nebenſächlich iſt es hierfür nach dem Wortlaut des § 5 Abſ. 3 a. a. O. auch, ob auf den 
Verſammlungen Beſchlüſſe gefaßt oder nur Vorbeſprechungen abgehalten werden ſollen, 
und ob die Tagesordnung Beratungsgegenſtände aus dem amtlichen Tätigkeitsgebiet der 
Vereine oder nur ſolche anderer Art enthält. Den Aufſichtsbehörden muß bei allen 
derartigen Verſammlungen durch die Nachricht über ihre Einberufung die Möglichkeit 
gegeben werden, ſich darüber zu unterrichten, ob und wieweit in den Verhandlungen 
amtliche Belange berührt werden. 

Ich meſſe der ſorgfältigen Beachtung der vorerörterten Beſtimmungen durch die 
Überwachungsvereine erhebliche Bedeutung bei; denn dadurch, daß die Vereine in dieſer 
Weiſe die Fühlung mit den Aufſichtsbehörden aufrecht erhalten, wird naturgemäß das 
vertrauensvolle Zuſammenarbeiten beider Teile weſentlich erleichtert und gefördert. 

Sie wollen den (die) Ihrer Aufſicht unterſtehenden Dampfkeſſelüberwachungsvereinle), 
für den (die) je 2 Abdrucke beigefügt ſind, entſprechend verſtändigen. 


J. A.: von Meyeren. 


1. An die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſelüberwachungsvereine. 
2. Nachrichtlich an 
a) die übrigen Herren Regierungspräſidenten und Oberbergämter 
b) den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in 
Wernigerode a. H., Harburgſtr. 4. 


Erl. d. M. f. H. vom 6. Februar 1926 Nr. III 1151, 16 —, betr. überwachung von 
beweglichen und Schiffsdampfkeſſeln außerhalb des Aufſichtsbezirks der Dampfkeſſel⸗ 
überwachungs vereine (S 30 Abſ. II- IV der Keſſelanweiſung). 


Über die Zuläſſigkeit von Unterſuchungen an beweglichen und an Schiffsdampfkeſſeln 
durch Dampfkeſſelüberwachungsvereine außerhalb ihres Vereinsbezirks ſind Meinungs- 
verſchiedenheiten entſtanden. Ein Dampfkeſſelüberwachungsverein folgert aus den Eingangs⸗ 
worten des § 30 Abſ. III der Keſſelanweiſung: „Auf Erſuchen des hiernach zuſtändigen 
Keſſelprüfers oder auf Antrag des Keſſelbeſitzer s „, daß mangels eines ſolchen 
Erſuchens oder Antrags der im § 30 Abſ. II bezeichnete (Stamm-) Verein auch für die 
außerhalb ſeines Aufſichtsbezirks auszuführenden Unterſuchungen zuſtändig bleibe. Ich 
bemerke hierzu folgendes: 

§ 30 Abi. II der Keſſelanweiſung beſtimmt den für bewegliche und für Schiffskeſſel 
zuſtändigen Dampfkeſſelüberwachungsverein (den Stammverein). Dieſer darf die Keſſel 
nach § 30 Abſ. II in Verbindung mit $ 3 Abſ. V Satz 1 a. a. O. in der Regel nur dann 
unterſuchen, wenn ſie ſich in ſeinem Vereinsbezirk (dem Stammbezirk) befinden. Werden 
fie außerhalb dieſes Bezirks betrieben, fo iſt zu ihrer Unterſuchung nach § 30 Abſ. III a. a. O. 
nur der örtlich zuſtändige Dampfkeſſelüberwachungsverein, nicht der Stammverein, ermächtigt. 
Ausnahmen von der Regel des Abſ. III bilden die in Abſ. IV angeführten Fälle, in denen 
der Stammverein Unterſuchungen auch außerhalb des Stammbezirks vornehmen kann. 
Für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ſpricht u. a. auch 83 Abſ. V Satz 2 a. a. O., in dem 
eine ausnahmsweiſe Tätigkeit der Dampfkeſſelüberwachungsvereine außerhalb ihres örtlich 
begrenzten Aufſichtsbezirks (neben § 24 Abſ. IV) nur für § 30 Abſ. IV (nicht auch für 
bj. III) erwähnt iſt. Der Stammverein iſt verpflichtet, bei bevorſtehenden Überſchreitungen 
der Unterſuchungsfriſten für bewegliche und Schiffsdampfkeſſel, die vorübergehend außerhalb 
des Stammbezirks betrieben werden, ein Erſuchen gemäß $ 30 Abf. III an den nunmehr 
örtlich zuſtändigen Verein zu richten, dem dieſer entſprechen muß (vgl. Erlaß vom 
4. Februar 1904, HM Bl. ©. 34). 

(Zuſatz zu 1 

Abdrucke für die Gewerbeauſſichtsbeamten und Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 
(Zuſatz zu 2) 

Zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine ſind 420 Abdrucke beigefügt. 

N Falls ſich aus der zurzeit geltenden Vereinbarung der Dampfkeſſelüberwachungsvereine 
über die gegenſeitige Entſchädigung bei der vertretungsweiſen Prüfung von beweglichen 
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und Schiffs dampfkeſſeln Härten ergeben ſollten, wird es Sache des Zentralverbandes ſein, 
nötigenfalls eine Anderung der Vereinbarung herbeizuführen. 


J. A.: von Meyeren. 


An 1. die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Oberbergämter, 
2. den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in 
Wernigerode a. H. 


Erl. d. M. f. H., vom 10. Februar 1926, Nr. III 1134/25, 16 335 26, betr. Prüfungs⸗ 
friſten bei Dampfkeſſeln, die unter Vereinsüberwachung ſtehen ($ 28 Abſ. III, § 31 
Abſ. VI und § 36 Abſ. VII der Keſſelanweiſung). 


Zur Behebung mehrfach aufgetauchter Zweifel teile ich folgendes mit: 

a) Als regelmäßige Prüfungsfriſten im Sinne des § 28 Abſ. III der Keſſelanwei— 
jung haben bei den unter Vereinsüberwachung (§ 3 Abi. I a. a. O.) ſtehenden 
Dampfkeſſeln die in den Vereinsſatzungen feſtgeſetzten oder mangels ſolcher Feſt⸗ 
ſetzung die vom Zentralverbande der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereine beſchloſſenen und von mir gebilligten kürzeren Friſten zu gelten. 

Es kann den Vereinen nicht überlaſſen werden, die für Vereinskeſſel geltenden 
Friſten ſelbſtändig über die nach § 31 Abſ. VI Satz 3 ausnahmsweiſe zuläſſige 
Zuſatzfriſt von ſechs Monaten hinaus, etwa bis zur Höchſtgrenze der ſtaatlich 
vorgeſchriebenen Friſten, zu überſchreiten. Vielmehr bedürfen auch die ein: 
maligen Überſchreitungen der Vereinsfriſten über ſechs Monate hinaus einer 
Genehmigung nach § 28 Abſ. III, zu deren Erteilung in meinem Auftrage ich 
die Regierungspräſidenten, den Polizeipräſidenten in Berlin und die Oberberg- 
ämter durch Erlaß vom 22. Februar 1922 (HM Bl. S. 34) für bedenkenfreie Fälle 
ermächtigt habe. 
Die Vereine können gegen Mitglieder, welche die kürzeren Vereins friſten ohne 
Genehmigung überſchreiten und ihre Keſſel trotz Aufforderung nicht rechtzeitig 
für die innere Unterſuchung oder Waſſerdruckprobe bereitſtellen, zunächſt nur 
mit den in den Vereinsſatzungen vorgeſehenen Mitteln vorgehen. Die in 8 36 
Abſ. VII angegebenen Zwangsmittel (polizeiliche Verfügung der zuſtändigen 
Ortspolizeibehörde mit Strafandrohung, nötigenfalls polizeiliche Einſtellung des 
Betriebes) können die Vereine gegen ihre Mitglieder erſt dann anwenden laſſen, 
wenn ſeit der letzten gleichartigen Unterſuchung ein den (längeren) ſtaatlichen 
Friſten entſprechender Zeitraum verſtrichen iſt. 

(Zuſatz zu 1:) Abdrucke für die Oberregierungs⸗ und ⸗gewerberäte, die Regierungs⸗ 
und Gewerberäte, die Gewerbeaufſichtsämter und die Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 

(Zuſatz zu 2:) Zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine ſind 420 Abdrucke beigefügt. 


J. A.: v. Meyeren. 


An 1. die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und 
die Oberbergämter, 
2. den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Wernige⸗ 
rode a. H., Harburgſtr. 4, 
3. die übrigen für die Dampfkeſſelaufſicht in Frage kommenden Stellen. 


b 


— 


eg) 
— 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. f. V. vom 11. Februar 1926 Nr. III 827 M. f. H., IMI 347 M. f. V., 
betr. Schwangeren⸗ und Wöchnerinnenſchutz. 

In den Erlaſſen vom 27. Oktober 1924 — II 7347 M. f. H. / III W. 1205 M. f. V. — 
(HMBl. S. 275) und vom 22. Juni 1925 — III 5324 M. f. H. — (HMBL. S. 156) find 
die Gewerbeaufſichtsbeamten ſowie auch die Kreis⸗ und Stadtfürſorgerinnen auf Maß⸗ 
nahmen zur wirkſameren Geſtaltung des Schwangeren- und Wöchnerinnenſchutzes hingewieſen 
worden. In Ergänzung dieſer Erlaſſe überſenden wir nachſtehend Abſchrift einer Verfügung 
des Regierungspräſidenten in Düſſeldorf vom 30. Juni 1925 — I Ja 959/25 — an die 
Verſicherungsämter und Wohlfahrtsämter ſeines Bezirkes, betreffend die Auszahlung von 
Wochen- und Stillgeld ſowie das Zuſammenarbeiten von Krankenkaſſen und Wohlfahrts⸗ 
ämtern zur Verbeſſerung des Schwangeren⸗ und Wöchnerinnenſchutzes zur Kenntnisnahme. 


— —̃ G —̃—öů — — 
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Dadurch, daß zahlreiche Kaſſen das für vier Wochen vor der Entbindung zu zahlende 
Wochengeld erſt nach der Entbindung auszahlen, haben ſich Schwierigkeiten bei der Durch⸗ 
führung der Schwangerenſchutzbeſtimmungen gezeigt. Die Gewerbeaufſichtsbeamten haben 
beobachtet, daß die ſchwangeren Arbeiterinnen vielfach die Arbeit nicht entſprechend der 
Vorſchrift der Gewerbeordnung ſpäteſtens zwei Wochen vor der Niederkunft einſtellen, 
ſondern ihre Tätigkeit bis kurz vor der Entbindung fortſetzen, weil ſie den während der 
Einſtellung der Arbeit ausfallenden Lohn nicht entbehren können. Es iſt ferner beobachtet 
worden, daß ſich bedürftige Wöchnerinnen nach der Niederkunft zu vorzeitiger und geſetz⸗ 
widriger Wiederaufnahme der Arbeit in den Betrieben drängen. 

Die von dem Regierungspräſidenten in Düſſeldorf in ſeiner Verfügung empfohlenen 
Maßnahmen ſcheinen uns geeignet, eine weſentliche Beſſerung des Schwangeren⸗ und 
Wöchnerinnenſchutzes herbeizuführen und die Durchführung der geſetzlichen Schutzbeſtimmungen 
zu erleichtern. Wir empfehlen daher, die gleichen Maßnahmen auch in Ihrem Bezirke 
anzuregen. 

Abdrucke des Erlaſſes für den Oberregierungs⸗ und -geiverberat, den Regierungs- 
und Gewerberat (für Breslau, Erfurt, Arnsberg und Wiesbaden:) den Gewerbemedizinal⸗ 
rat, ſowie für jedes Gewerbeaufſichtsamt find beigefügt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Dr. Schreiber. Hirtſiefer. 


An die Herren Regierungspräſidenten — mit Ausnahme von Düſſeldorf — und den 
Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Der Regierungspräſident. 
Das Oberverſicherungsamt. Düſſeldorf, den 30. Juni 1925. 

Es iſt feſtgeſtellt worden, daß zahlreiche Kaſſen das nach der Reichsverſicherungsordnung 

für vier Wochen vor der Entbindung zu zahlende Wochengeld erſt nach der Entbindung 
auszahlen. Ein ſolches Vorgehen entſpricht deshalb nicht dem Geiſte des Geſetzes, weil die 
auf ihren Verdienſt angewieſenen Frauen nur dann in der Lage ſind, vor der Entbindung 
die von der Gewerbeordnung vorgeſchriebene Arbeitsruhe zu halten, wenn ſie das Wochengeld 
allwöchentlich ausgezahlt erhalten. Es empfiehlt ſich deshalb, daß die Krankenkaſſen mindeſtens 
den verſicherungspflichtigen Frauen das Wochengeld während der letzten Schwangerſchafts⸗ 
wochen allwöchentlich auszahlen gegen eine Beſcheinigung, daß die Entbindung innerhalb von 
vier Wochen zu erwarten iſt. Dieſe Beſcheinigung wird in jenen Orten, an denen ſich eine 
Mütterberatungsſtelle und Säuglingsfürſorgeſtelle befindet, zweckmäßig von dieſer auszuſtellen 
ſein, weil dadurch die Schwangeren zu frühzeitigem Aufſuchen der Fürſorgeſtellen veranlaßt 
werden. In anderen Orten wird die Beſcheinigung durch einen Arzt oder durch eine 
Hebamme als Grundlage für die Auszahlung dienen können. 
- Auch weiterhin iſt im Intereſſe des Mutter⸗ und Säuglingsſchutzes ein enges Zu⸗ 
ſammenarbeiten der Krankenkaſſen und der Mütterberatungs⸗ und Säuglingspflegeſtellen 
anzuſtreben. In einzelnen Orten hat es ſich durchaus bewährt, daß die Auszahlung der 
Wöchnerinnenunterſtützung und des Stillgeldes in den Mütterberatungſtellen, eventuell 
durch einen Angeſtellten der Krankenkaſſe erfolgt. Dadurch werden die Mütter zum Aufſuchen 
und zur Inanſpruchnahme der Fürſorgeſtellen veranlaßt. 

Da aber Wochengeld und Stillgeld — welch letzteres ſelbſtverſtändlich auch wöchentlich 
ausgezahlt werden ſoll — in den unterſten Lohnklaſſen kaum zur Beſtreitung der dringendſten 
Lebensbedürfniſſe ausreichen, und dadurch die Frauen zur vorzeitigen Aufnahme der 
Erwerbsarbeit veranlaßt werden, ſo erſcheint es angezeigt, daß von den Wohlfahrtsämtern 
den bedürftigen Wöchnerinnen wenigſtens der unteren Lohnklaſſen insbeſondere in der 
vierten bis ſechſten Woche nach der Entbindung Zuſchüſſe zu dem von den Krankenkaſſen 
gegebenen Wochen- und Stillgeld gewährt werden, und zwar zweckmäßigerweiſe in der 
ungefähren Höhe der halben von der Krankenkaſſe ausgezahlten Unterſtützung. 

Durch ein derartiges Vorgehen der Krankenkaſſen bei der Auszahlung von Wochen⸗ 
und Stillgeld und durch das zweckmäßige Zuſammenarbeiten von Krankenkaſſen und Wohl⸗ 
fahrtsämtern könnte der Schwangeren⸗ und Wöchnerinnenſchutz vertieft und damit zum 
Gedeihen der kommenden Generation beigetragen werden. 


I Ja 959/25. (Unterſchrift.) 
An alle Verſicherungsämter und Wohlfahrtsämter des Regierungsbezirks Düſſeldorf. 


ik. 


üheren 
den Ortspolizeibehörden 


1. November 


ichtigung ihrer Kataſter 


zugeſtellt werden können (vgl. Ziff. 258 der Ausführungsanweiſung). 


Jahresberichte 


ie 
zewerbeordnung vom 1. Mai 
Kataſterblatt — Muſter Y — 
chied gegenüber dem fr 
lngeſtellten in die gewerbliche Statiſt 


26, betr. Anderung der Anlage \ 


ten zur Ber 


ä 


Der Unter] 


9 


Gewerbeordnung und d 


48 
III 985, 
ſung zur 
der Gewerbeaufſichtsbeamten. 


a 
“ 


57 der Ausführungsanweiſung zur 
führt wird, damit die Kataſterblätter zum 


werbliche Anlage zu führende 


ichtliche Faſſung. 


3. Gewerbeaufſicht. 


Sanwei 


7 


zu veranlaſſen, daß das neue Mufter von 


2 


2/3) für jede ge 


erhält hiermit die aus der Anlage erf 


0 


52 
mit den entſprechenden Angaben den Gewerber 


Das nach Ziff. 


1904 (HM Bl. ©. 
Ich erſuche Sie, 
mit tunlichſter Beſchleunigung einge 


As: 


Muſter beſteht hauptſächlich in der Aufnahme der 


Erl. d. M. f. H. vom 13. Februar 1926 Nr. 


zu Ziff. 257 der Ausführung 


d. 


ag ag e een eee wars nu ul eiae nr usylolpkmagunpg aun uc an e “Auagporladus aun uaapıagaz) 
gaupagan. S suayloqunu jun eee app ans) 'f eee eee eee aquaßjoj anj au aanpganlvuıuy (, 


rm nee eee RR PhUgG 1996 ebene UV Maga qugd '9 
(sagvg 01 an aun) 


61 
zou 


61 
| aaman 


usa udagos I uaaqvs udaq vs 
#7 aun | vargol dagvs | FI aun | wadrg dag vs pr aamım nage] sas n enn | msagug dars 
nemme] usb; 9111 91 auahlv] Fl 9] uaıunum| | ue; 9111 91 sualiv] 97 Fl 91 
5 uo uoa an zus uoa aegn = ua noa ꝛegn us vo aan 
ene N ing nt u | m 
nen Apyuupun ugs Apyuupu 
( 5 111 Su 8 4 a 231242 2 


zavant qun Rau ad Je neren 8 


:Caln gaapgawg ‘pdeg eine eee en een ue) ee eee na ee f 
„ SE a a ae ee se RUNUNUSMIG aun 209 mo) ssojuſd a AG 'E 


ee HOGANFAWING ee (pnv) eee SU 115 7 


„ . a en Er vwd *7 
(uspnintsnv zpasqadatac wog) 
„F N bud ag NE dung V 
3 a u AT ee en :aeagssuus a aui 
K neee ad add nag n TS 


28 v ju 2601194288 auıa 24 


2 cChujqaonvzogz 


add zz ahh ne A lm (2 1 


die ihren Jahresberichten beizufügenden Zahlentafeln fortan — erſtmalig für das Jahr 
ier. 


präſidenten h 


izei 


49 
v. Meyeren. 
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An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Pol 


(Regierungs⸗ und Gewerberäte) überlaſſen. 


Ferner erſuche ich unter Bezugnahme auf meinen Runderlaß von 12. Oktober v. 38. 
— III 9019 — (HMBL S. 294) die Gewerbeaufſichtsbeamten darüber zu verſtändigen, daß 


1926 — auf Grund der neuen Kataſter und unter Berückſichtigung der mit Erlaß vom 
Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 


20. Juni v. Is. — III 5110 — (SHMBl. S. 158) mitgeteilten Anleitung aufzuſtellen find. 


Die Einrichtung der gewerblichen Kataſter, die in Buchform oder als Kartenkataſter geführt 
werden können, bleibt im einzelnen dem Ermeſſen der Oberregierungs- und ⸗gewerberäte 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. Februar 1926 Nr. IV 1199, betr. Ausſchuß für den 
Pädagogiſchen Rundfunk. 


Vom Zentralinſtitut für Erziehung und Unterricht iſt ein „Ausſchuß für den 
Pädagogiſchen Rundfunk“ gebildet, in dem das Reichsminiſterium des Innern, das Reichs⸗ 
poſtminiſterium, die für Unterrichtsangelegenheiten zuſtändigen preußiſchen Miniſterien, der 
Deut ſche Städtetag, der Reichsſtädtebund, der Deutſche Landgemeindetag und die großen 
Lehrerverbände vertreten find. Die Programme werden jeweils für ſechs Wochen auf- 
geſtellt. In ihnen finden die Bedürfniſſe aller Schulgattungen Berückſichtigung. An drei 
Tagen werden pädagogiſche Fragen aus dem Gebiete des allgemeinen Unterrichts⸗ und 
Erziehungsweſens, an je einem Tage Gegenſtände aus dem Gebiete von Handel und 
Gewerbe, Volkswohlfahrtspflege und Landwirtſchaft behandelt. 

Das Programm des „Pädagogiſchen Rundfunks“ erſcheint in der vom Zentral⸗ 
Inſtitut in Gemeinſchaft mit der Deutſchen Welle herausgegebenen Monatsſchrift 
„Z. J. Funk“, der neben dem Programm Einführungen in die Vortragsreihen und Aufſätze 
und Mitteilungen über den Rundfunk bringt. Die Zeitſchrift wird verlegt von Julius 
Beltz in Langenſalza und koſtet jährlich 3 , für Mitglieder des Vereins der Freunde des 
Zentralinſtituts 1,50 . 

Ich mache die mir unterſtellten Fach⸗ und Berufsſchulen auf den Pädagogiſchen 
Rundfunk aufmerkſam und empfehle ſeine Benutzung. Anregungen für Ausgeſtaltung der 
Vorträge über Handel und Gewerbe, die zurzeit an den Dienstagnachmittagen zwiſchen 
3 und 5 Uhr ſtattfinden, ſind an das Zentralinſtitut für Erziehung und Unterricht, 
Berlin W 35, Potsdamer Straße 120, zu richten. 


J. A.: Dr. v. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


2. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 19. Februar 1926 Nr. IV 2648, betr. öffentliche Haushaltungsſchulen. 

Hiermit ermächtige ich Sie, den Beſucherinnen der ſtaatlich unterſtützten Mädchen⸗ 
parallelklaſſen an landwirtſchaftlichen Schulen, die den Lehrgang erfolgreich beendet haben, 
die in Ziffer 8 I der Beſtimmungen des Erlaſſes vom 17. April 1924 — IV 3860 — 
(HMBl. S. 139) vorgeſehene Berechtigung der Befreiung vom hauswirtſchaftlichen Unter⸗ 
richt der kaufmänniſchen und gewerblichen Berufsſchulen zuzuerkennen. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, 
Abt. III in Berlin⸗Lichterfelde. 


3. Fachſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 5. Februar 1926 Nr. IV 1888, betr. Vorlegung der Stunden⸗ 
verteilungspläne der Staatlichen Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für die 
Metallinduſtrie. 


In Abänderung meiner Runderlaſſe vom 10. April 1902 — IIIb 1525 — (HMBl. 
S. 171) und vom 23. April 1909 — IV 4486 — (HMBl. S. 238) ordne ich hiermit an, 
daß die Stundenverteilungspläne der Staatlichen Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fach⸗ 
ſchulen für die Metallinduſtrie künftig ſpäteſtens zum 15. April und 15. Oktober j. Is. von 
den Anſtaltsdirektoren in einer Ausfertigung unmittelbar an mich und in einer zweiten 
Ausfertigung Ihnen vorzulegen ſind. 
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Ich erſuche Sie, das Erforderliche baldigſt zu veranlaſſen. 
. . . Überdruckle) ift (find) beigefügt. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Die amtliche Ausgabe der Jahresberichte der Preußiſchen Gewerbeaufſichts— 
beamten und Bergbehörden für 1925 wird vorausſichtlich im April d. J. in der 
Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. 


Es werden nur ſo viele Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis zur Drucklegung beſtellt 
ſind. Die Beſtellungen nimmt, abgeſehen von dem im folgenden Abſatz vorgeſehenen Fall, 
die Direktion der Reichsdruckerei, hier SW 68, Oranienſtr. 91, bis zum 31. e I), S 
entgegen. Wenn das Werk, wie zu erwarten ift, etwa 34 Bogen umfaßt, wird der Preis 
einſchließlich der Gebühren für die Poſtbeförderung etwa 9 PM für einen gehefteten Ab⸗ 
druck und 10 Re für einen in Ganzkaliko gebundenen Abdruck betragen. Dieſen Berechnungen 
liegen die jetzigen Verhältniſſe bei den Löhnen und Rohſtoffen zugrunde. Wenn darin 
Anderungen eintreten oder das Werk einen anderen als den angenommenen Umfang er⸗ 
hält, ſo werden auch die Preiſe entſprechend geändert werden. Die genauen Preiſe werden, 
ſobald das Werk fertiggeſtellt iſt, bekanntgegeben werden. Zur Vermeidung von Be- 
an ſtandungen wird darauf aufmerkſam gemacht, daß jeder beſtellte Abdruck 
auch von dem Beſteller bezahlt werden muß. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob 
geheftete oder gebundene Abdrucke des Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei 
der Überſendung von der Reichsdruckerei durch Poſtnachnahme erhoben werden. 

Intereſſenten, die die Jahresberichte bisher regelmäßig bezogen haben und die dies auch 
künftig zu tun beabſichtigen, können bei der Geheimen Expedition meines Miniſteriums 
beantragen, daß ihnen das Werk vom Jahrgang 1925 ab immer alsbald nach ſeinem Er⸗ 
ſcheinen unter Poſtnachnahme zugeſtellt wird. In dem an die Geheime Expedition meines 
Miniſteriums zu richtenden Antrag iſt die Zahl der in gebundener oder broſchierter Aus⸗ 
führung gewünſchten Abdrucke nebſt der genauen Anſchrift für die Uberſendung anzugeben. 
Preisvorbehalte können bei Dauerbeſtellungen nicht berückſichtigt werden. Anträge auf 
Einſtellung der Dauerbelieferung können nur berückſichtigt werden, wenn ſie bis zum 
31. Januar des auf das Berichtsjahr folgenden Jahres bei der vorbezeichneten 
Dienſtſtelle eingegangen ſind. Der Antrag auf Dauerlieferung ſchließt die Lieferung des 
Jahrganges 1925 in ſich, ſo daß es in dieſem Falle einer beſonderen Beſtellung dieſes Jahr⸗ 
ganges bei der Reichsdruckerei nicht bedarf. 

In den Jahresberichten für 1925 werden vorwiegend folgende Angelegenheiten ber 

ſprochen werden: 
g Tarifliche Regelung der Löhne der Heimarbeiter; Stellungnahme der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer bei Anträgen auf Pauſenkürzung unter das geſetzlich (namentlich gemäß 
3 136 Abf. 1 und § 137 Abſ. 3 GO.) vorgeſchriebene Maß; Erfahrungen bei der 
Durchführung der neuen Azetylenverordnung und bei dem Betriebe von ſogenannten Hoch⸗ 
druckazetylenentwicklern; Beobachtungen über Geſundheitsſchädigungen durch Art oder Dauer 
der Arbeit bei Maſchinenſchreiberinnen und Maßnahmen zu ihrer Verhütung; Vorkehrungen 
gegen Exploſionsgefahr bei der Bearbeitung und Inſtandhaltung von Benzinfäſſern und 
anderen Behältern für leichtentzündliche Flüſſigkeiten. 


Von dem im Auftrage des Reichstags herausgegebenen „Werk des Unterſuchungs⸗ 
ausſchuſſes“ find die erſten drei Bände der 4. Reihe „Die Urſachen des deutſchen Zu⸗ 
ſammenbruchs im Jahre 1918“ im Verlage der deutſchen Verlagsgeſellſchaft für Politik 
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und Geſchichte m. b. H. in Berlin WS erſchienen. Dieſer Teil des Werkes kann von Be⸗ 
amten und Angeſtellten der Landesbehörden zum ermäßigten Preiſe von 30 RA bezogen 
werden. 

Etwaige Beſtellungen ſind geſammelt möglichſt umgehend an das Reichsminiſterium 
des Innern — Abt. P — zu richten. 


Gewerbliche und kaufmänniſche Fachſchulen in Deutſchland, ihre Einrich— 
tungen und örtliche Verteilung. Unter Mitwirkung der Schulverwaltungen der Länder 
herausgegeben vom Preußiſchen Miniſterium für Handel und Gewerbe. Carl Heymanns 
Verlag, Berlin WZ. 


Das Geſetz zur Aufbringung der Induſtriebelaſtung (Aufbringungsgeſetz). 
Für die Praxis erläutert von Dr. Fritz Koppe. Induſtrieverlag Spaeth & Linde, 
Berlin W 10, Wien J. 


Din Taſchenbuch 2. Schaltzeichen und Schaltbilder. Vom Verband Deutſcher 
Elektrotechniker e. V. und Normenausſchuß der Deutſchen Induſtrie e. V., Berlin. Beuth⸗ 
Verlag G. m. b. H., Berlin SW 19. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin WS. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Berlin WE. 


